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Die anhaltende Corona-Pandemie hat die Arbeits-
welt auf den Kopf gestellt und auch kommunale 
Verwaltungen stehen vor nie dagewesenen Her-
ausforderungen. Gleichzeitig bietet dieser Schock 
vielfältige Chancen des Wandels für die routinier-
ten Arbeitsprozesse in öffentlichen Verwaltungen. 
Die vorliegende Untersuchung richtet den Blick 
auf Wandlungsprozesse der Digitalisierung der 
Kommunalverwaltung Nordrhein-Westfalens 
(NRW) im Kontext der Corona-Pandemie. Empi-
risch stützt sich die Studie auf eine Online-Befra-
gung von 118 Kommunalverwaltungen in NRW. 
Die Stichprobe kann die Gesamtheit der Kommu-
nen des bevölkerungsreichsten Bundeslandes gut 
abbilden. Die erhobenen Daten lassen Rück-
schlüsse auf den Stand und die Entwicklung der 
Verwaltungsdigitalisierung vor, während und nach 
der Corona-Pandemie zu. Die Ergebnisse zeigen, 
dass die Corona-Pandemie Digitalisierungsprozes-
se in NRWs Kommunalverwaltungen vorangetrie-
ben hat. Die befragten Personen erwarten zudem, 
dass die neuen digitalen Arbeitsmodi auch nach 
der Pandemie erhalten bleiben werden. Als Digi-
talisierungshemmnisse werden vor allem die fi-
nanzielle und technische Ausstattung, Rechtsunsi-
cherheiten und zurückhaltende Führungskräfte 
genannt.
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Die anhaltende Corona-Pandemie hat die Ar-
beitswelt auf den Kopf gestellt. In kurzer Zeit 
mussten mithilfe digitaler Technologien Ar-
beitsprozesse umgestellt und angepasst wer-
den, um den Schutz der Mitarbeiter:innen zu 
gewährleisten und parallel die Arbeitsfähig-
keit sicherzustellen. Das galt insbesondere für 
die kritische Infrastruktur öffentlicher Verwal-
tungen. Vor allem kommunale Verwaltungen 
standen und stehen deshalb in der Corona-
Pandemie vor großen Herausforderungen, 
die unter hohem Zeit- und Erwartungsdruck 
bewältigt werden müssen. Sie müssen ihre 
interne Arbeitsfähigkeit sicherstellen und den 
Bürger:innen gewohnte Dienstleistungen an-
bieten, die in Zeiten von Kontaktbeschrän-
kungen und Infektionsschutz nicht auf her-
kömmlichem Weg möglich sind. Neben dem 
Tagesgeschäft gilt es zudem, die Krisensituati-
on zu managen. 

Der pandemieinduzierte Schock bietet dabei 
vielfältige Chancen des digitalen Wandels für 
die traditionell wandlungsresistente öffentli-
che Verwaltung (Fischer, 2019). Aktuelle Stu-
dien zeichnen allerdings ein gemischtes Bild: 
So attestieren sie der Pandemie einerseits di-
gitalisierungsfördernde Effekte (Braun et al., 
2020), anderseits wird ein gravierender Nach-
holbedarf in puncto Digitalisierung offen-
gelegt (Zern-Breuer, 2020). Die vorliegende 
Untersuchung geht daher nicht nur der Frage 
nach, ob die Pandemie die digitale Verwal-
tungsarbeit positiv oder negativ beeinflusst 
hat. Vielmehr verfolgt die Studie das Ziel, Digi-
talisierungsprozesse in NRWs Kommunalver-
waltungen vor, während und perspektivisch 
nach der Corona-Pandemie auszuleuchten.

Der Begriff Digitalisierung bezeichnet allge-
mein die Übertragung analoger Daten und 
Prozesse in ihre digitalen Äquivalente (Hess, 
2019). Während Digitalisierung allgemein 
als gesellschaftlicher Wandlungsprozess ver-

standen werden kann, beschränkt sich die-
ser Beitrag auf die Digitalisierung nordrhein-
westfälischer Kommunalverwaltungen. Dabei 
kann die Digitalisierung der internen Verwal-
tungsarbeit (E-Administration) als Vorstufe 
verschiedener Entwicklungsstadien der digi-
talen Demokratie (E-Demokratie) betrachtet 
werden. Dazu zählen digitale Verwaltungs-
dienstleistungen (E-Government), digitale 
Möglichkeiten der Öffentlichkeitsbeteiligung 
(E-Partizipation) und zuletzt die digitale, ko-
operative Politikgestaltung (E-Governance) 
(Frieß, 2018). Die vorliegende Studie konzen-
triert sich auf E-Administration als Vorbedin-
gung der E-Demokratie, denn wenn Verwal-
tungen nicht intern in der Lage sind digital zu 
kommunizieren und zu kooperieren sind wei-
tere Entwicklungsstufen nur schwer zu neh-
men (Baum & Di Maio, 2000).

Die Digitalisierung der öffentlichen Verwal-
tung steht seit Jahren auf der politischen 
Agenda (Fischer, 2019, S. 248). Das E-Govern-
ment-Gesetz bildet dabei die rechtliche 
Grundlage für die Digitalisierung von Verwal-
tungsabläufen und -dienstleistungen (BMI, 
2013). Das Bundesministerium des Innern 
schuf 2014 mit dem Programm Digitale Ver-
waltung den administrativen Rahmen für die-
sen Transformationsprozess (BMI, 2014). Ob-
wohl die neuen Technologien seit Mitte der 
1990er Jahre für nachhaltige Veränderungen 
im öffentlichen Sektor sorgen (Heuermann et 
al., 2018), zeichnen Studien zur Umsetzung 
der gesetzlichen Vorgaben ein überwiegend 
ernüchterndes Bild (Kersting & Graubner, 
2020, S. 231). Im Jahr 2018 schätzten nur zehn 
Prozent der befragten Kommunen in Deutsch-
land ihren Digitalisierungsstand als „gut“ ein. 
Mehr als die Hälfte fühlten sich auf weitere 
Digitalisierungsschritte in den kommenden 
Jahren „nicht gut“ vorbereitet und 86 Prozent 
der Kommunen besaßen noch keine Digita-
lisierungsstrategie (Hornbostel et al., 2019, 
S. 12ff.). Auch Ende 2019 deutete eine Un-
tersuchung auf eine eher zögerliche Umset-
zung der Reformvorgaben hin (BearingPoint,
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2019). Somit blieb die Digitalisierung der 
Verwaltung bereits vor der Corona-Pandemie 
hinter den Zielvorstellungen zurück. Sowohl 
die E-Administration als auch weiterführende 
Komponenten der E-Demokratie wurden nur 
langsam und uneinheitlich umgesetzt – eine 
Digitalisierungsstrategie lag vielerorts nicht 
vor, obgleich die allgemeine Nutzenerwar-
tung als hoch einzustufen war (Hornbostel et 
al., 2019, S. 20). 

War die Verwaltung bereits vor dem Früh-
jahr 2020 einem hohen Reformdruck in Sa-
chen Digitalisierung ausgesetzt, verstärkte 
sich dieser mit Beginn der Corona-Pandemie 
schlagartig. Zuvor sollten rechtliche Vorgaben 
mit dem Ziel der Verwaltungsmodernisierung 
umgesetzt werden (Martini, 2018, S. 11f.). 
Nun mussten allein zur Aufrechterhaltung der 
Arbeitsfähigkeit Prozesse innerhalb kürzester 
Zeit digitalisiert werden. Somit befinden sich 
die kommunalen Verwaltungen seit Beginn 
der Pandemie in einem „Stresstest“ (Kersting 
& Graubner, 2020, S. 248). Dabei wurde die 
Corona-Pandemie von Anfang an als Treiber 
für die Digitalisierung der öffentlichen Verwal-
tung beschrieben (Harbeke, 2020) oder gar 
als Katalysator bezeichnet (Schüür-Langkau, 
2020). Übereinstimmend mit dieser These 
konstatierte eine Studie unter Baden-Würt-
tembergs Kommunen bereits zu Beginn der 
Pandemie eine erfolgreiche Umsetzung digi-
taler Technologien für die Aufrechterhaltung 
der Verwaltungsfunktionalität – zumindest in 
einem Teil der befragten Kommunen (Braun 
et al., 2020). Ebenso erwartete Ende 2020 der 
Großteil der befragten Personen einer Studie 
des Deutschen Städte- und Gemeindebundes 
(DStGB) sowie des Bundesverbands Informa-
tionswirtschaft, Telekommunikation und neue 
Medien (Bitkom) einen positiven Einfluss der 
Krise auf die Digitalisierung (Bitkom Research, 
2020). Auf der anderen Seite gab es zur sel-
ben Zeit die Befürchtung, dass die öffentliche 
Verwaltung durch die plötzlich eintretende 

Krise schlimmstenfalls gelähmt sei (Kiesel, 
2020). Zwischen diesen beiden Extremen 
mehrten sich die Stimmen, dass die Pandemie 
die Stärken und Schwächen der öffentlichen 
Verwaltungen in Hinblick auf die Digitalisie-
rung offenlege (Hoppe et al., 2020).

Vor dem Hintergrund der skizzierten Aus-
gangslage haben wir versucht uns mit dieser 
Studie ein besseres Bild über den Stand der 
Verwaltungsdigitalisierung vor, die Entwick-
lung während und potenzielle Veränderun-
gen nach der Corona-Pandemie zu machen. 
Die nachfolgenden deskriptiven Ergebnisse 
basieren auf einer Online-Befragung von 398 
Kommunen in NRW, die im Oktober 2020 
durchgeführt wurde. Die Befragung wurde 
dabei an Mitarbeiter:innen adressiert, die 
innerhalb der Verwaltung für Aufgaben der 
Digitalisierung verantwortlich sind. Nach der 
Datenbereinigung konnten 118 Fragebögen 
ausgewertet werden. Der Rücklauf von rund 
30 Prozent erfüllt die Erwartungen an eine 
standardisierte Befragung im Verwaltungs-
sektor, zumal eine Krisensituation, wie die 
Corona-Pandemie, die grundsätzliche Bereit-
schaft zur Teilnahme eher hemmt (Seyfried & 
Veit, 2017). Mit Blick auf die Größenordnung 
der Gemeindeklassen (KGSt, 2021) zeigt sich, 
dass die Stichprobe die Grundgesamtheit der 
Kommunen in NRW zufriedenstellend abbil-
det, obwohl es sich um ein selbstselektiertes 
Sample handelt.

Mit Blick auf den Digitalisierungsstand zeigt 
sich, dass 38 Prozent der befragten Kommu-
nen über eine Digitalisierungsstrategie verfü-
gen; 43 Prozent geben an, eine solche zu pla-
nen. In über der Hälfte der Kommunen gibt 
es eine hauptverantwortliche Stelle für Digita-
lisierung. An einer digitalen Agenda arbeiten 
39 Prozent der Verwaltungen (Tabelle 1). 44 
Prozent der befragten Kommunen geben an, 
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dass die Entwicklung digitaler Angebote eine 
„hohe“ oder „sehr hohe“ Priorität besitzt. 42 
Prozent stufen sie als „mittel“ ein und nur 13 
Prozent schätzen die Priorität der Entwicklung 
digitaler Angebote als „gering“ oder „sehr ge-
ring“ ein. 

88 Prozent der Kommunen bieten elektroni-
sche Dienstleistungen an; 70 Prozent auch 
mobile Anwendungen. Rund 46 Prozent der 
Kommunen stellen ein elektronisches Zah-
lungssystem zur Verfügung – ein Angebot, 
das im E-Government Gesetz festgelegt wor-
den ist – und 20 Prozent die Möglichkeit einer 
digitalen Signatur. Angaben zu weitere Digita-
le Informationsangebote sind in Tabelle 1 zu-
sammengefasst. 

Lediglich ein Drittel (33%) der befragten 
Kommunen stimmte der Aussage zu, dass 
ihre Kommune über ausreichende finanziel-
le Ressourcen zur Digitalisierung verfügt. 37 
Prozent stimmen dieser Aussage nicht zu. 
Über die Hälfte der Kommunen (52%) stufen 
personelle Ressourcen als nicht ausreichend 
ein. Hingegen ist eine stabile und sichere 
Internetverbindung in den meisten Kom-

munen gegeben: 86 Prozent verfügen über 
eine sichere VPN-Verbindung, während 59 
Prozent die Netzabdeckung für ausreichend 
halten. Bei den digitalen Kompetenzen der 
Mitarbeiter:innen zeigt sich ein gemischtes 
Bild: ein Viertel (24%) stuft Kompetenzen als 
unzureichend ein; 18 Prozent sehen diese als 
gegeben und 58 Prozent geben bei der Frage 
„teils/teils“ an (Tabelle 2).

Im Folgenden sollen die digitalen Arbeitsme-
thoden vor, während und nach der Pandemie 
betrachtet werden. Vorab gilt es festzuhalten, 
dass die überwiegende Mehrheit (79%) der 
Aussage zustimmt, dass Corona die Arbeit der 
Kommunalverwaltung beeinflusst hat. Um 
herauszufinden, auf welche Weise dies ge-
schehen ist, wurden die Kommunen zunächst 
gebeten, die Nutzung verschiedener Arbeits-
methoden entlang der Nutzungshäufigkeit 
(„nie“ - „sehr oft“) anzugeben und sich dabei 
auf den Zeitpunkt vor der Pandemie zu be-
ziehen. Tabelle 3 zeigt, dass die Nutzung von 
Home-Office vor der Pandemie überwiegend 
„selten“ oder „gelegentlich“ genutzt wurde 
(64%). Bei 15 Prozent der Kommunen kam sie 
„nie“ vor oder war aus verschiedenen Grün-
den „nicht möglich“. Mehrheitlich „selten“ 
oder „nie“ genutzt wurden Video-Konferen-
zen (63 %) und cloudbasiertes Arbeiten (67%). 
Der digitale Kontakt zu Bürger:innen und 
Kolleg:innen war hingegen auch vor der Pan-
demie ausgeprägt und wurde mehrheitlich 
„oft“ oder „sehr oft“ genutzt (77% bzw. 88%).

 Verwaltungsdigitalisierung in Pandemiezeiten

Tabelle 3: Nutzung digitaler Methoden vor der Corona-Pandemie 
(n=118, gerundet) 

Tabelle 2: Ressourcenausstattung (n=118, gerundet)

Tabelle 1: Digitalisierungsstand (n=118, gerundet)
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Eine Folgefrage zielte auf die Zu- oder Ab-
nahme der genannten Methoden während 
der Pandemie ab. Tabelle 4 deutet vor allem 
eine Zunahme von Home-Office (81%) und 
Video-Konferenzen (98%) in den befragten 
Kommunen an. Auch cloudbasiertes Arbei-
ten hat während der Pandemie an Bedeutung 
gewonnen (49%). Ähnliches gilt auch für den 
digitalen Kontakt zu Bürger:innen (73%) und 
Kolleg:innen (72%).

Tabelle 4: Veränderung der Nutzung während der Corona-Pandemie
(n=118, gerundet)

Anschließend wurde abgefragt, wie die Funk-
tionalität verschiedener Methoden während 
der Pandemie einzuschätzen sei (Tabelle 5). 
Hier zeigt sich, dass eine überwiegende Mehr-
heit von 83 Prozent den Übergang ins Home-
Office als „eher gut“ oder „sehr gut“ ein-
schätzt. Noch besser fällt diese Einschätzung in 
Bezug auf Video-Konferenzen aus (87%). Auch 
der digitale Kontakt zu Kolleg:innen (78%) 
und Bürger:innen (72%) wird überwiegend als 
funktional eingestuft.

Mit Blick auf die Zukunftserwartungen für ei-
nen gedachten Zeitpunkt nach der Pandemie 
geht die Mehrheit der befragten Kommunen 
davon aus, dass auch nach der Corona-Pan-
demie auf digitale Arbeitsmethoden zurück-
zugegriffen werden wird (Tabelle 6). So gehen 

60 Prozent davon aus, dass Home-Office bzw. 
Mobiles Arbeiten auch nach der Pandemie 
„oft“ oder „sehr oft“ genutzt werden wird. 72 
Prozent gehen davon aus, dass Videokonfe-
renzen weiter genutzt werden. Insgesamt er-
achten drei Viertel der Befragten es für (sehr) 
wahrscheinlich, dass die Pandemie die Verwal-
tungsdigitalisierung in Zukunft schneller voran-
treiben wird.

Um bei jenen Kommunen, die Probleme bei der 
Umstellung auf digitale Arbeitsweisen im Zuge 
der Corona-Pandemie berichteten, Einblick in 
die Gründe für diese Probleme zu bekommen, 
wurde den befragten Personen ein Freitextfeld 
zur Verfügung gestellt (n=19). Hierbei häufen 
sich Berichte über unzureichende Ausstat-
tung mit Endgeräten und anderen Ressourcen 
(n=9), rechtliche Hürden beim Zugriff und Um-
gang mit Aktenmaterialien und anderen Do-
kumenten (n=7), sowie Zurückhaltung seitens 
der Führungskräfte (n=5) und mangelnde Digi-
talkompetenz der Mitarbeiter:innen (n=4).

Die Ergebnisse deuten darauf hin, dass die Pan-
demie als Digitalisierungstreiber verstanden 
werden kann. Während der erhobene Digita-
lisierungsstand vor der Pandemie erwartungs-
gemäß moderat war, zeigen die Daten eine 
massive Zunahme der Verwendung digitaler 
Arbeitsmethoden ab dem Frühjahr 2020. Dar-
über hinaus berichten die befragten Personen, 
dass die krisenbedingte Adaption dieser digita-
len Arbeitsmethoden überwiegend gut funkti-
oniert hat. Die meisten Kommunen gehen au-
ßerdem davon aus, dass diese Methoden auch 
postpandemisch weiter zum Einsatz kommen 

     Diskussion

 Verwaltungsdigitalisierung in Pandemiezeiten

Tabelle 5:Funktionalität der Umstellung auf digitale Methoden 
(n=118, gerunet)

Tabelle 6: Zukünftige Nutzungserwartung digitaler Mehoden (n=118, 
gerundet
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werden und dass die Digitalisierung allgemein 
schneller voranschreiten wird – ein Befund 
auf den auch andere Studien hinweisen (Bit-
kom Research, 2020). Diese Zukunftserwar-
tungen lassen sich grundsätzlich als positives 
Zeichen interpretieren und stehen im Einklang 
mit der Literatur, wonach in Krisenkontexten 
eingeführte und genutzte Innovationen die
Akzeptanz fördern und sich auch nach Ende 
der Krise in Organisationen verfestigen (Nagel, 
2020).
Auch die hier qualitativ identifizierten Digitali-
sierungshemmnisse, stimmen mit denen aus
vorherigen Forschungen überein (vgl. Horn-
bostel et al., 2019, S. 16). Neben fehlenden 
finanziellen und personellen Ressourcen ga-
ben die befragten Personen auch an, dass die 
Digitalisierung ihre Verwaltungsarbeit unter 
anderem durch rechtliche oder administrative 
Vorgaben und die fehlende Akzeptanz seitens 
der Verwaltungsführung behindert worden 
sei. Zusammenfassend lässt sich konstatieren, 
dass die Corona-Krise die Digitalisierung in 
den nordrhein-westfälischen Kommunalver-
waltungen beschleunigt hat. Sie hat den 
Transformationsprozess verwaltungsinterner 
sowie bürger:innenzentrierter Arbeitsprozes-
se im Sinne der E-Demokratie verändert und 
der Status quo nach der Krise wird voraus-
sichtlich im deutlichen Kontrast zum Status 
quo vor der Krise stehen.
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